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Bericht

des Freistaats Sachsen

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleiter 

der Länder (GKVS) am 11./12. Oktober 2017 in Hamburg

und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) am 9./10. November 2017 in Wolfsburg

TOP 6.7/

TOP 6.1
Modellprojekt Mopedführerschein mit 15

Mit der Dritten Verordnung über Ausnahmen von den Vorschriften der Fahrerlaubnis-

Verordnung vom 22. April 2013 hat das BMVI in Form eines Modellprojekts das Min-

destalter für den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse AM in den Ländern Sachsen, 

Sachsen-Anhalt und Thüringen auf 15 Jahre herabgesetzt. Durch Änderungsverord-

nung wurden auch Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern in den Kreis der Mo-

dellprojektländer aufgenommen. 

Die BASt wurde beauftragt, das Modellprojekt begleitend zu evaluieren. Es hat dazu 

das Institut für empirische Soziologie an der Universität Nürnberg (ifes) und das Kraft-

fahrtbundesamt hinzugezogen.

Das Modellprojekt sollte daher verlängert werden, um Bund und Ländern ausreichend 

Zeit für eine gründliche Beratung der Evaluationsergebnisse zu geben. Je nach Ent-

scheidung kann dann der Übergang in das nach Ablauf des Modellprojekts geltende 

Recht rechtsicher, ohne Irritationen und mit dem nötigen zeitlichen Vorlauf gestaltet 

werden. 

Nach bisheriger Planung hätten die Entwürfe für den Schlussbericht für die Evaluie
rung des Modellprojekts Mitte August 2017 (IfeS) und Ende Oktober 2017 (KBA) vorliegen 
müssen. Nach Auskunft des BMVI wird die Evaluierung aber deutlich später als geplant ab
geschlossen sein.

Eine Beratung in der VMK wäre frühestens im März 2018 möglich. Ende April 2018 
läuft das Projekt aber bereits aus. Dies ist zu kurzfristig, um einen reibungslosen Über
gang zu gestalten. Bereits jetzt gibt es erste Anfragen von Fahrschulen, wie angesichts 
des Auslaufens des Projekts zu verfahren ist.

Die durchaus positiven Ergebnisse des Zwischenberichts der BASt vom 5. September 

2016 haben gezeigt, dass eine Verlängerung des Modellprojekts nicht mit unverant-

wortbaren Einbußen bei der Verkehrssicherheit erkauft würde.
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